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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Kapitalmarkt

Noch im April 2016 hatte sich die WAK-NR daflr ausgesprochen, samtliche Arten der
Stempelsteuern abzuschaffen. Neben der Emissionsabgabe auf Eigenkapital, deren
Abschaffung im Rahmen der Unternehmenssteuerreform Il behandelt wird, héatten
nach dem Willen der WAK auch die Umsatz- und die Versicherungsabgabe hinfallig
werden sollen. Zu diesem Zweck hatte die Kommission einem entsprechenden
Vorentwurf mit 14 zu 5 Stimmen deutlich zugestimmt. Die Mehrheit der
Kommissionsmitglieder hatte sich Uberzeugt gezeigt, dass die Abschaffung dieser
Steuern notwendig sei, um die Wettbewerbsfahigkeit des schweizerischen
Finanzplatzes aufrechterhalten zu kénnen, und war daflr auch bereit gewesen,
Steuerausfélle zu Lasten des Bundes in der Hoéhe von gut CHF 2 Mrd. hinzunehmen. An
diesem Votum hatten auch finanzpolitische Bedenken des Bundesrates Maurer, der die
geplante Abschaffung dieser Steuern als .nicht finanzierbar" bezeichnet hatte, nicht
ritteln kénnen. Die Kommission war auf die bundesratlichen Einwande nur insofern
eingegangen, als dass sie keinen festen Zeitpunkt fir die Abschaffung der betreffenden
Steuern festlegen wollte, sondern diese Aufgabe der Landesregierung Uberlassen hatte.

Angesichts einer erwarteten Volksabstimmung zur Unternehmenssteuerreform I,
erwirkt durch ein Referendum von linker Seite, revidierte die WAK-NR ihren Entschluss
bezlglich Stempelsteuern gut zwei Monate spater bereits wieder. Zwar hielt die
Kommission an ihrer grundsatzlichen Stossrichtung, samtliche Stempelsteuern
abschaffen zu wollen, fest. Allerdings beschloss sie, die Vorlage zu sistieren und damit
vorerst in die Schublade zu stecken. Das Motiv fur diesen Gesinnungswandel durfte in
der Absicht zu finden sein, der Linken mit einer fir den Bund soviel teureren Vorlage
keinerlei ~ Munition fuar den bevorstehenden  Abstimmungswahlkampf  zur
Unternehmenssteuerreform Ill zu liefern - obwohl die beiden Vorlagen an sich nicht
miteinander verknlpft waren. Dle WAK-NR durfte die Diskussion rund um das Thema
Stempelsteuern frihestens im Frihjahr 2017 wieder aufnehmen.

Als Reaktion auf die eher kritisch ausgefallenen Voten im Vernehmlassungsverfahren
hatte der Bundesrat das Vorhaben, bei der Verrechnungssteuer vom Schuldner- auf das
Zahlstellenprinzip Uberzugehen, aus der Vorlage gekippt. Nun ging es beim
Bundesgesetz iiber die Verrechnungssteuer lediglich noch darum, die Ende 2016
auslaufende Befreiung gewisser Finanzierungsinstrumente (Coco-Bonds, Write-Off-
Bonds) von der Verrechnungssteuer bis Ende 2021 zu verlédngern und Uberdies einem
weiteren Instrument, sogenannten Bail-In-Bonds, die entsprechende
Ausnahmebehandlung zukommen zu lassen. All diese Finanzierungsinstrumente stellen
Fremdkapitalposten dar, die bei drohender Insolvenz einer Unternehmung automatisch
in Eigenkapital umgewandelt werden und damit ihren Untergang verhindern sollen. Die
Befreiung der Instrumente von der Verrechnungssteuer sollte daflir sorgen, dass die
Ausgabe solcher Papiere in der Schweiz steuertechnisch gegenlUber der Ausgabe im
Ausland nicht benachteiligt wird und es sollten damit Anreize zu einer vermehrten
Ausgabe im Inland geschaffen werden - denn nur im Inland und nach hiesigem Recht
ausgegebene Anleihen kdénnen ihre Funktion als zusatzliches Sicherheitspolster in einer
Krise voll wahrnehmen.

Die Vorlage gelangte im Winter 2015 in den Nationalrat und wurde dort einstimmig
gutgeheissen. Der Sténderat hingegen, der das Bundesgesetz Uber die
Verrechnungssteuer in der darauffolgenden Frihlingssession behandelte, schuf auf
Antrag einer Mehrheit der WAK-SR eine geringflgige Differenz zu Bundesrat und
grosser Kammer, indem er die Ausgabe solcher Anleihen nicht nur auf
~Konzernobergesellschaften" beschranken, sondern auch ,Konzerngesellschaften"
ermoglichen wollte. Bundesrat Maurer hielt in der stéanderéatlichen Debatte fest, dass
die von der Kommission vorgeschlagene Differenz praktisch irrelevant sei, da die
Ausgabe solcher Anleihen in jedem Falle eine Genehmigung durch die Finma erfordere
und diese ihre Praxis, die Ausgabe nur Konzernobergesellschaften (Holding-Strukturen)
zu bewilligen, bis zum Ablauf der zur Debatte stehenden Frist mit grosser
Wahrscheinlichkeit nicht éndern werde. Die kleine Kammer stimmte dem Vorschlag
ihrer Kommissionsmehrheit trotzdem, gegen den Willen von SP und Grlinen, mit 31zu 13
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Stimmen zu.

Damit gelangte die Vorlage noch einmal zurtck in den Nationalrat, wo sich eine
Minderheit Birrer-Heimo (sp, LU) daflr stark machte, an der urspriinglichen Fassung
von National- und Bundesrat festzuhalten. Daflir spreche zum einen, dass nur die
Ausgabe auf Holding-Stufe die gewlinschte Sicherungsfunktion gewéahrleisten kénne;
zum anderen entspreche ebendiese Praxis dem international gangigen Standard. Eine
satte Mehrheit der Nationalrdtinnen und Nationalrate hatten flr diese Argumente
jedoch kein Gehoér und sprach sich mit 124 zu 49 Stimmen flr die Variante des
Standerats aus.

In der Schlussabstimmung votierten schliesslich beide Kammern einstimmig fur die
Vorlage. ?

Offentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Ende 2015 reichte Erich Ettlin (cvp, OW) eine Motion zur ,ungerechtfertigten
Kosteniiberwéalzung auf den Kunden im Zollwesen" ein. Der Motionédr beanstandete,
dass die Post die Revisionskosten, die durch zufallsmassige Uberprifungen am
Schweizer Zoll entstehen, auf den jeweiligen Endverbraucher abwélze und die
betroffenen Endverbraucher somit trotz korrektem Verhalten eine Gebuhr von CHF 13
bezahlen mussten. Entsprechend solle das Zollgesetz so geandert werden, dass
diejenigen Personen, denen durch die Beschau von Waren mit vereinfachter
Zollanmeldung (105a ZV) - die also unter anderem einen Mehrwertsteuerwert von CHF
1000 und ein Gesamtgewicht von 1000 kg nicht Uberschreiten - Mehrkosten entstehen,
fr ihre Auslagen vom Bund einen Pauschalbetrag zurlckfordern koénnen. Diese
Forderung unterstitzte gemaéass seinem Blog-Beitrag vom November 2016 auch
Preisiberwacher Stefan Meierhans.

In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat darauf hin, dass durch das Prinzip der
Selbstanmeldung im Zollrecht der Zollanmelder, also der Spediteur oder
Paketdienstleister, bei der Uberpriifung der Pakete am Zoll mitwirken misse. Diese
Beschau ist fur den Zollanmelder zwar kostenlos, aber dennoch mit Aufwand
verbunden. Diesen Aufwand verrechnen die Zollanmelder unterschiedlich: Wahrend die
Schweizerische Post von den betroffenen Auftraggebern (also den Absendern oder
Warenempfangern) fur die Beschau CHF 13 verlangt, integrieren viele
Kurierunternehmen die Beschaukosten in ihre allgemeinen Transport- und
Verzollungskosten und verteilen sie somit auf alle Kunden. Eine Verglitung dieser Kosten
durch den Bund wurde zu einer Ungleichbehandlung von Kleinsendungen gegenuber
anderen Sendungen fuhren und den ,Grundprinzipien einer behérdlichen Kontrolle im
Allgemeinen und auch der Systematik der Zollveranlagung im Besonderen"
widersprechen - so die Argumentation des Bundesrates. Entsprechend empfahl dieser
die Motion zur Ablehnung.

Trotz dieser Einwande sprach sich der Standerat als Erstrat in der Frihjahrssession
2016 mit 20 zu 14 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) fir die Annahme der Motion aus. In der
Folge beantragte die WAK-NR ihrem Rat jedoch, die Motion dahingehend zu éndern,
dass nicht der Bund fur die entstehenden Kosten aufkommen, sondern alle
Zollanmelder die Beschaukosten in die Ubrigen Speditionskosten integrieren sollen. Auf
diese Weise konne auch verhindert werden, dass nicht nur die Post, sondern alle
Zollanmelder die entsprechenden Betrdge vom Bund =zurlckforderten. In der
Herbstsession 2016 sprachen sich sowohl Bundesrat Maurer als auch das
Nationalratsplenum fiir diese Anderung aus. Somit lag der Ball wieder beim
erstberatenden Standerat, der den Vorschlag der WAK-NR in der Frihjahrssession 2017
behandelte. Martin Schmid (fdp, GR) erklarte sich im Namen der Kommission mit der
Anderung einverstanden, vermutete jedoch, dass der Preisiiberwacher die durch diese
Losung entstehende generelle Preiserhhung der Post um etwa 45 Rappen pro Sendung
nicht akzeptieren wirde. Die WAK-SR ging hingegen davon aus, dass der
Preisiberwacher mit dieser Lésung einverstanden sein werde, und Olivier Francais (fdp,
VD) wies darauf hin, dass der Preisiberwacher lediglich fir die Umsetzung des vom
Parlament verabschiedeten Gesetzes zustandig sei und folglich keinen Einfluss auf den
Gesetzgebungsprozess habe. Der Stdnderat nahm den Vorschlag der WAK-NR und mit
ihm die geanderte Motion stillschweigend an. In der Folge liegt es nun am Bundesrat,
eine Losung auszuarbeiten, welche gemass Bundesrat Maurer die Behorden, die Post
sowie den Zoll in Zukunft vor Dutzenden von Blirgerbriefen verschonen wird. *
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Im Marz 2016 behandelte der Stdnderat erstmals die Teilrevision des
Mehrwertsteuergesetzes (MWSTG), die vom Bundesrat im Februar 2015 prasentiert
worden war. Wie der Nationalrat zuvor, sprach sich auch der Standerat dafur aus, dass
ausléndische Unternehmen neu ab dem ersten Franken Umsatz in der Schweiz
steuerpflichtig werden, sofern sie nicht nachweisen, dass sie weltweit weniger als CHF
100'000 Umsatz erwirtschaften. Davon betroffen sind auch Online-Handler, die bis
anhin von Steuerfreibetragen profitierten. Damit war das Kernanliegen der Revision, die
Beseitigung des herrschenden Wettbewerbsnachteils von Schweizer Unternehmen bei
der Mehrwertsteuer, im Trockenen. Der Bundesrat geht davon aus, dass fur die
Umsetzung gegen 40 neue Stellen geschaffen werden mussen, diese aber jahrlich gegen
CHF 40 Mio. in die Bundeskassen spllen werden. Einigkeit herrschte auch bei der vom
Bundesrat vorgeschlagenen EinfUhrung einer Margenbesteuerung auf
Kunstgegenstanden und Antiquitéten, die den Abzug einer fiktiven Vorsteuer ersetzt
und jahrlich gegen CHF 30 Mio. Einnahmen generieren soll. Zudem sprach sich die
kleine Kammer daflr aus, dass elektronische Zeitungen, Zeitschriften und Blcher zum
reduzierten Satz von 2,6% besteuert werden. Die E-Books waren auf Vorschlag der
nationalratlichen Wirtschaftskommission (WAK-NR) in die Revision aufgenommen
worden. Uberdies segnete der Standerat auch die von der WAK-NR angeregte
Prazisierung der Definition zur Steuerbefreiung von Spenden und Génnerbeitragen ab.
Diese werden kinftig nur noch dann von der Mehrwertsteuer befreit, wenn ein
gemeinnitziges Unternehmen, wie beispielsweise die Rega, seinen Génnerinnen und
Gonnern mitteilt, dass auf allfallige Vorteile kein Anspruch besteht. Umstritten war die
Frage, wann das Recht, eine Steuerforderung festzusetzen, verjahren soll. Die vom
Bundesrat vorgeschlagene Erhdhung von 10 auf 15 Jahre war im Nationalrat deutlich
abgelehnt worden. Wie bereits zuvor in der grossen Kammer formierte sich auch im
Standerat eine linke Minderheit, die den Regierungsvorschlag unterstutze, jedoch
abermals unterlag - mit 14 zu 29 Stimmen. Die kleine Kammer wich ihrerseits in anderen
Punkten vom Entwurf des Nationalrats ab. Dem Vorschlag ihrer Wirtschaftskommission
(WAK-SR), auf die neue gerateunabhangige Radio- und Fernsehabgabe keine
Mehrwertsteuer zu erheben, folgte sie stillschweigend. Dies tat sie auch im Falle eines
Antrags Hegglin (cvp, ZG), der Leistungen innerhalb von und zwischen Gemeinden, die
gesetzliche Aufgaben betreffen, von der Mehrwertsteuerpflicht befreien mochte.
Finanzminister Maurer unterstitzte den Antrag, da die Differenz Gelegenheit biete, die
Frage noch einmal vertiefter zu prifen. *

In  der Sommersession 2016 ging die Beratung der Teilrevision des
Mehrwertsteuergesetzes in die zweite Parlamentsrunde. In der ersten Lesung hatten
National- und Standerat die Stossrichtung der Teilrevision gutgeheissen, waren sich
aber nicht in allen Punkten einig geworden. Dies anderte sich auch in der zweiten
Lesung nicht. Grund daflr war die knappe Annahme (93 zu 90 Stimmen bei 5
Enthaltungen) zweier gleichlautender Einzelantrédge Aeschi (svp, ZG) und Bigler (fdp, ZH)
im Nationalrat, die eine Praxisanderung beim Vorsteuerabzug forderten und diesen
auch bei Leistungen gewahren wollten, die von der Mehrwertsteuer ausgenommen sind.
Dadurch kénnten beispielsweise Bauherren die Vorsteuer geltend machen und mussten
diese erst beim Verkauf oder der Vermietung des Wohnhauses wieder zurlckzahlen.
Finanzminister Maurer fand wenig Gefallen an diesem Vorschlag, da der Staat dadurch
"eine Art Bank" spielen musse. Die einmaligen Mindereinnahmen schéatzte Maurer auf
rund CHF 1 Mrd. Fir den Antrag hatten im Nationalrat SVP, FDP und BDP gestimmt.
Ohne Chance blieb dieser Anpassungsvorschlag dafur im Sténderat. Auf Anraten ihrer
Wirtschaftskommission (WAK-SR) stellte sich die kleine Kammer oppositionslos auf die
Seite des Bundesrates. Daflr schloss sich die kleine Kammer bei der Frage tber die
Besteuerung von Subventionen und Leistungen zwischen Gemeinwesen und im Bereich
der steuerfreien Grundstickkdufe dem Nationalrat an. Erstere sei, so
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR), noch nicht entscheidungsreif und bei
Letzterem kdénne die bisherige Praxis bestatigt werden, auch wenn man sie nicht
festschreibe. °

.Keine Mehrwertsteuer auf subventionierten Aufgaben" beantragte eine Motion der
WAK-SR. Die Motion sah vor, dass vom Gemeinwesen ausgerichtete Subventionen zur
Erfullung gesetzlicher Aufgaben, zum Beispiel die Pflege von Schutzwéldern, von der
Mehrwertsteuerpflicht ausgenommen werden sollen. Mit der Erfillung dieser Aufgaben,
flr welche die Kantone respektive Gemeinden Subventionen erhalten, kénnen diese
auch Private betrauen. Ob diese mehrwertsteuerpflichtig sind, hangt - wie Stefan
Engler (cvp, GR) wahrend der Behandlung im Stédnderat erklarte - davon ab, ob ein
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steuerbares Leistungsverhéltnis oder eine nichtsteuerbare Subvention vorliegt, ob sich
eine Dienststelle eines Kantons oder einer Gemeinde als autonome Dienststelle
qualifiziert und ob es sich um eine hoheitliche Téatigkeit eines Gemeinwesens oder um
eine unternehmerische Tatigkeit handelt. In der Praxis lasst das Mehrwertsteuergesetz
zur Beantwortung dieser Fragen viel Ermessensspielraum offen und schafft damit
entsprechende Unsicherheiten flir die Empfénger von Finanzhilfen und Subventionen
sowie flr die Bundesamter. Entsprechend solle der Gesetzgeber eine klare Abgrenzung
vornehmen, so dass diese nicht durch die Praxis der eidgendssischen Steuerverwaltung
oder durch einen Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts zustande kommen musse.
Diese Problematik war zwar bereits im Rahmen der letzten Revision des
Mehrwertsteuergesetzes diskutiert worden, der Uberarbeitungsbedarf war aber als so
grundlegend erachtet worden, dass damals darauf verzichtet worden war, der
bestehenden Revision eine entsprechende Erganzung hinzuzuflgen.

Sowohl der Bundesrat als auch die WAK-NR sprachen sich fur eine Annahme der Motion
aus, wiesen jedoch gleichermassen darauf hin, dass das neue Gesetz Gemeinwesen
gegenuber privaten Anbietern nicht privilegieren dirfe. Eine Minderheit der WAK-NR
beantragte die Ablehnung der Motion - nicht, weil sie keinen Revisionsbedarf sah,
sondern weil sie einerseits darauf bestand, dass moglichst viele Aufgaben vom
Privatsektor Gbernommen werden sollen, und sie andererseits bezweifelte, dass die
Regelung genligend prazise formuliert werden kénne, damit eine Diskriminierung der
Privaten gegentiber den Gemeinwesen tatsachlich verhindert werden kénne. So sei es
beinahe unumganglich, dass eine entsprechende Revision Gemeinden erlauben wurde,
anderen Gemeinden ihre Dienste mehrwertsteuerbefreit anzubieten, wahrend Private
fur dieselben Tatigkeiten mehrwertsteuerpflichtig waren. Nachdem die Motion vom
Standerat ohne Gegenantrag angenommen worden war, folgte der Nationalrat der
Mehrheit der WAK-NR mit 120 zu 42 Stimmen bei 10 Enthaltungen und sprach sich
ebenfalls fir die Motion aus. Nun liegt es an Bundesrat Maurer, die Revision wie
versprochen sofort anzugehen und sie noch im Jahr 2017 in die Vernehmlassung zu
schicken. ®

Die Beratungen zur Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes (MWSTG), die der
Bundesrat den beiden Raten im Vorjahr vorgelegt hatte, gipfelten in der Herbstsession
2016 in einer Einigungskonferenz. Zwar waren sich National- und Stdnderat bereits in
der ersten Lesung einig geworden, dass die Stossrichtung der Teilrevision, die im Kern
eine Beseitigung des herrschenden Wettbewerbsnachteils von Schweizer Unternehmen
bei der Mehrwertsteuer gegentber auslandischen Konkurrenten enthalt, stimmt. Bei
der Frage, wie weit beim Bauen die Mdglichkeit fir einen Vorsteuerabzug offen sein
soll, konnten sie sich jedoch in drei Beratungsrunden nicht einigen. Standerat und
Bundesrat wollten die gangige Praxis, nach der beim Bau von Wohnimmobilien keine
Vorsteuer geltend gemacht werden kann, im Gesetz festschreiben. Der Nationalrat hielt
seinerseits in der dritten Beratungsrunde mit 98 zu 92 Stimmen an seiner Version fest,
einen Vorsteuerabzug bei Wohnraum ermdéglichen zu wollen, auch wenn dieser nach
Abschluss des Baus an die Steuerverwaltung zurtickbezahlt werden muss. Die knappe
Mehrheit setzte sich aus SVP, FDP und BDP zusammen. Finanzminister Maurer hatte
auch in der dritten nationalratlichen Beratungsrunde vergebens darauf hingewiesen,
dass dies zu Ausfallen von gegen CHF 1 Mrd. im Jahr 2018 fuhren wurde. Die unterlegene
Minderheit Birrer-Heimo (sp, LU) sprach ihrerseits von "Baufinanzierung" durch den
Bund. Die Einigungskonferenz schlug ihrerseits dann wenig Uberraschend die Version
von Bundes- und Standerat vor, welcher der Nationalrat dann doch noch oppositionslos
folgte, um die Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes nicht zu gefahrden. Damit war
die MWSTG-Teilrevision nach etwas mehr als eineinhalb Jahren unter Dach und Fach.’

Die Anderung des Bundesgesetzes iiber die Stempelabgaben beruht auf der Motion
Abate (fdp, TI), welche die Anerkennung bestimmter italienischer Finanzintermediare
als Borsenagenten und ihre Befreiung von der Umsatzabgabe forderte. Denn bei der
italienischen Steueramnestie 2009 war verlangt worden, dass bisher unversteuerte
Vermogenswerte zur Regularisierung nach Italien repatriiert, das heisst von
italienischen Finanzintermediaren verwaltet werden. Dadurch unterliegen solche
Transaktionen jedoch mehrfach der schweizerischen Umsatzabgabe, wodurch
insbesondere im Tessin ein Wettbewerbsnachteil des Schweizer Finanzplatzes fur
italienische Kundinnen und Kunden entstehe. Aufgrund dieses Ursprungs der
Gesetzesanderung sind momentan nur italienische Finanzintermediare von der
Neuerung betroffen, durch die neutrale Formulierung des Gesetzestexts kénnen zur
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Aufrechterhaltung der Rechtsgleichheit in Zukunft aber auch Finanzintermediare aus
anderen Landern unter den gleichen Voraussetzungen von der Umsatzabgabe befreit
werden. Dadurch kénnen gemass der Botschaft des Bundesrates Steuerausfélle von
rund CHF 10 Mio. entstehen, die jedoch mittel- bis langfristig durch die Starkung der
Finanzintermediare im Kanton Tessin und entsprechenden Mehreinnahmen
kompensiert werden kénnen. In der vorparlamentarischen Phase stiess die Vorlage auf
viel Zustimmung: 34 der 35 Vernehmlassungsteilnehmer sprachen sich flr die
Gesetzesanderung aus, einzig Travail.Suisse beflrchtete, dass die Steuerausfalle
deutlich héher sein kdnnten als geplant. Die WAK-NR stimmte der Vorlage mit 19 zu O
Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich zu.

Entsprechend kurz zeigte sich auch die Debatte im Nationalrat, Céline Amaudruz (svp,
GE) und Leo Miller (cvp, LU) fur die Kommission und Finanzminister Maurer fir den
Bundesrat meldeten sich als einzige zu Wort. Ubereinstimmend mit ihren Voten sprach
sich der Nationalrat einstimmig mit 175 Stimmen (ohne Enthaltung) fir die
Gesetzesadnderung aus. ®

In der Herbstsession 2017 beriet der Standerat als Zweitrat das Bundesgesetz iiber die
Stempelabgaben. Martin Schmid (fdp, GR) im Namen der WAK-SR und Finanzminister
Maurer betonten einerseits die Wichtigkeit der Vorlage fir den Schweizer und
insbesondere den Tessiner Finanzplatz und strichen andererseits die eindeutige
Annahme im Erstrat hervor. Diesem Beispiel folgte auch der Stéanderat und nahm den
Entwurf einstimmig an (43 zu 0). In den Schlussabstimmungen gab es keine
Uberraschungen mehr, beide Kammern bestatigten ihre vorangegangenen Entscheide
einstimmig. ?

Mit einem Postulat wollte die FK-NR den Bundesrat beauftragen, die Auswirkungen der
Frankeniiberbewertung auf die Mehrwertsteuer zu untersuchen. Konkret soll er
prufen, ob ein Erlassentwurf, eine Verordnungsanderung oder eine staatsvertragliche
Lésung mit Nachbarstaaten zur Entscharfung der Situation insbesondere bezlglich des
Einkaufstourismus  beitragen  kénne.  Anzudenken sei auch ein  neues
Mehrwertsteuerregime, in dem alle Kunden entweder in der Schweiz oder einem
Nachbarland Mehrwertsteuer bezahlten. Dazu lagen bereits verschiedene Vorstosse
(Mo. Hésli, Mo. Dobler, Mo. Hegglin) und Lésungsvorschlage (Po. Cramer) vor, deren Vor-
und Nachteile ebenfalls im Bericht erdrtert werden sollten. Obwohl zum Thema
Einkaufstourismus bereits Berichte erstellt worden seien, beantragte der Bundesrat das
Postulat aufgrund der Vielschichtigkeit des Themas zur Annahme.

In der Nationalratsdebatte in der Herbstsession 2017 verwies Hans-Ulrich Bigler (fdp,
ZH) auch auf den durch den Online-Handel ausgeldsten Strukturanpassungsprozess, der
ebenfalls eine Ursache des von CHF 4 Mrd. auf CHF 12 Mrd. Umsatz gestiegenen
Einkaufstourismus darstelle. Da dieser Markt sehr dynamisch sei, sei es gemass
Finanzminister Maurer nétig, fur die Unternehmen in der Schweiz gleich lange Spiesse
zu schaffen. Fur die Minderheit der Finanzkommission kritisierte Sebastian Frehner
(svp, BS) den Entscheid der FK-NR, da es dieser nur darum gehe, die Preise in der
Schweiz hochzuhalten und den Import von Gutern aus dem Ausland zu verhindern.
Diese Preisdifferenzen wurden vor allem durch internationale Konzerne, aber auch
durch inlandische Krafte, abgeschopft, wahrend die Schweizer Firmen unter den hohen
Einkaufspreisen litten. Folglich solle man ,moglichst alle tarifaren und nichttarifaren
Handelshemmnisse abbauen®, so Frehner. Mit 119 zu 58 Stimmen bei 2 Enthaltungen
sprach sich der Nationalrat fir Annahme des Postulats aus. Dagegen stimmte ein
Grossteil der SVP-Fraktion sowie einige wenige Mitglieder der SP- und der FDP-
Fraktion. ™
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